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Sachgebiet 7400 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Neunundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
6a, 23 und 26 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. Februar 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 109), verordnet die Bundes- 
regierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. August 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), geändert durch die Achtund- 
zwanzigste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung vom 24. August 1973 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt geändert; 

1. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „zur Geld- 
anlage" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Absatz 1 Nr. 4 findet keine Anwendung, 
wenn 

1. die nach dem 4. Februar 1973 entstandenen 
Verbindlichkeiten aus Darlehen und sonsti- 
gen Krediten, die nicht nach den folgenden 
Nummern 2 bis 6 von dem Genehmigungs- 
erfordernis ausgenommen sind, zu keinem 
Zeitpunkt den Betrag von insgesamt fünf- 
zigtausend Deutsche Mark überschreiten, 

2. die Darlehen und sonstigen Kredite durch 
ein Kreditinstitut aufgenommen werden 
und die daraus entstehenden Verbindlich- 


keiten von der Depotpflicht gemäß § 69b 
Abs. 1 Nr. 7 bis 10 oder gemäß § 6a Abs. 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes ausgenom- 
men sind, 

3. es sich bei den sonstigen Krediten um Zah- 
lungsziele bis zu sechs Monaten oder um 
handelsübliche längere Zahlungsziele für 
Warenlieferungen oder Dienstleistungen 
handelt, die von Gebietsfremden an einen 
Gebietsansässigen erbracht worden sind, 
soweit sich der Gebietsfremde zur Erbrin- 
gung der Warenlieferung oder Dienstlei- 
stung nicht eines Gebietsansässigen be- 
dient hat, 

4. die Kredite an bestimmte Warenlieferun- 
gen oder Dienstleistungen der in Nummer 3 
genannten Art gebunden sind und wenn 
ihre Laufzeit sechs Monate oder das län- 
gere handelsübliche Zahlungsziel für die 
Warenlieferung oder Dienstleistung oder 
die bis zum 4. Februar 1973 handelsübliche 
Laufzeit eines an die Warenlieferung oder 
Dienstleistung gebundenen und bei Ge- 
bietsfremden aufgenommenen Kredits nicht 
überschreitet; dies gilt auch, wenn die Kre- 
dite bereits vor Erbringung der Warenlie- 
ferungen oder Dienstleistungen aufgenom- 
men werden, soweit sie zur Leistung han- 
delsüblicher Vorauszahlungen verwendet 
werden und ihre Laufzeit spätestens sechs 
Monate- nach dem Zeitpunkt des Erbrin- 
gens der Warenlieferung oder Dienstlei- 
stung oder mit dem handelsüblichen Zah- 
lungsziel endet. 
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5. es sich um Zahlungsziele oder um Kredite 
handelt, die an bestimmte Warenlieferun- 
gen und damit zusammenhängende Dienst- 
leistungen der in Nummer 3 genannten 
Art gebunden sind, soweit die Warenliefe- 
rung und die damit zusammenhängende 
Dienstleistung im Rahmen eines Transit- 
handelsgeschäfts (§ 40 Abs. 2) vorgenom- 
men worden sind und soweit der Gebiets- 
fremde, an den sie erbracht worden sind, 
bei dem Gebietsansässigen ein Zahlungsziel 
in Anspruch genommen hat 

oder 

6. es sich bei den sonstigen Krediten um han- 
delsübliche Vorauszahlungen für bestimmte 
Warenlieferungen oder Dienstleistungen 
handelt, die von einem Gebietsansässigen 
an Gebietsfremde zu erbringen sind." 

2. § 69b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält die Nummer 1 folgende 

Fassung: 

„1. a) aus der Inanspruchnahme von Zah- 
lungszielen bis zu sechs Monaten oder 
von handelsüblichen längeren Zah- 
lungszielen für Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen, die von Gebietsfrem- 
den an einen Gebietsansässigen erbracht 
worden sind, soweit sich der Gebiets- 
fremde zur Erbringung der Warenliefe- 
rung oder Dienstleistung nicht eines 
Gebietsansässigen bedient hatj 

b) aus Krediten, die an bestimmte Wa- 
renlieferungen oder Dienstleistungen 
der in Buchstabe a genannten Art ge- 
bunden sind, wenn ihre Laufzeit sechs 
Monate oder das längere handelsüb- 
liche Zahlungsziel für die Warenliefe- 
rung oder Dienstleistung oder die bis 
zum 4. Februar 1973 handelsübliche 
Laufzeit eines an die Warenlieferung 
oder Dienstleistung gebundenen und 
bei Gebietsfremden aufgenommenen 
Kredits nicht überschreitet; dies gilt 
auch, wenn die Kredite bereits vor Er- 
bringung der Warenlieferung oder 
Dienstleistung aufgenommen werden, 
soweit sie zur Leistung handelsüblicher 
Vorauszahlungen verwendet werden 
und ihre Laufzeit spätestens sechs Mo- 
nate nach dem Zeitpunkt des Erbrin- 
gens der Warenlieferung oder Dienst- 
leistung oder mit dem handelsüblichen 
Zahlungsziel endet; 


c) aus der Inanspruchnahme von Zah- 
lungszielen oder von Krediten, die an 
bestimmte Warenlieferungen und da- 
mit zusammenhängende Dienstleistun- 
gen der in Buchstabe a genannten Art 
gebunden sind, soweit die Warenlie- 
ferung und die damit zusammenhän- 
gende Dienstleistung im Rahmen eines 
Transithandelsgeschäfts (§ 40 Abs. 2) 
vorgenommen worden sind und soweit 
der Gebietsfremde, an den sie erbracht 
worden sind, bei dem Gebietsansässi- 
gen ein Zahlungsziel in Anspruch ge- 
nommen hat;". 

b) In Absatz 1 erhält die Nummer 3 folgende 
Fassung: 

„3. aus Krediten, soweit sie der Anlage von 
Vermögen in fremden Wirtschaftsgebie- 
ten zur Schaffung dauerhafter Wirtschafts- 
verbindungen in folgenden Formen die- 
nen: 

a) Gründung oder Erwerb von Unterneh- 
men, 

b) Erwerb von Beteiligungen an Unter- 
nehmen, 

c) Ausstattung dieser Unternehmen mit 
Anlagemitteln, Darlehen oder Zuschüs- 
sen, 

d) Errichtung oder Erwerb von Zweignie- 
derlassungen oder Betriebsstätten, 

e) Ausstattung dieser Zweigniederlassun- 
gen oder Betriebsstätten mit Anlage- 
mitteln oder Zuschüssen, 

f) Erwerb von Grundstücken und Errich- 
tung von Gebäuden auf Grundstücken 
in fremden Wirtschaftsgebieten;". 

c) In Absatz 1 erhält die Nummer 5 folgende 
Fassung: 

„5. aus Darlehen der Europäischen Investi- 
tionsbank, der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl und des Wiederein- 
gliederungsfonds des Europarats sowie 
aus den von der Treuhandverwaltung 
für das Deutsch-Niederländische Finanz- 
abkommen GmbH verwalteten Darlehen;". 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Stehen dem Gebietsansässigen Forde- 
rungen aus Warenlieferungen oder Dienstlei- 
stungen zu, die er an Gebietsfremde erbracht 
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hat, so kann er von dem Monatsdurchschnitt 
seiner depotpflichtigen Verbindlichkeiten 
(§ 69a Abs. 4) jeweils einen Betrag abziehen, 
der zwanzig vom Hundert des Standes dieser 
Forderungen zu Beginn des ersten Kalender- 
tages des Bezugsmonats entspricht (Expor- 
teurfreibetrag). Von dem Gesamtbetrag der 
Forderungen nach Satz 1 ist der Gesamtbetrag 
der zu Beginn des ersten Kalendertages des 
Bezugsmonats bestehenden Forderungen des 
Gebietsansässigen aus Transithandelsgeschäf- 
ten abzuziehen, soweit die zu diesem Zeit- 
punkt bestehenden Verbindlichkeiten des 
Gebietsansässigen aus den Transithandels- 
geschäften nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c 
von der Depotpflicht ausgenommen sind. Der 
Exporteurfreibetrag vermindert sich um den 
Betrag der zu Beginn des ersten Kalender- 
tages des Bezugsmonats bestehenden Ver- 
bindlichkeiten des Gebietsansässigen, die 
nach Absatz 2 von der Depotpflicht ausge- 
nommen und nicht zugleich in Absatz 1 Nr. 1, 
2 oder 5 genannt sind." 


e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Die Deutsche Bundesbank kann im Ein- 
zelfall ganz oder teilweise von der Depot- 
pflicht freistellen oder anordnen, daß die 
Vollstreckung aus dem Heranziehungs- 
bescheid (§ 28a Abs. 1 des Außenwirtschafts- 
gesetzes) ganz oder teilweise eingestellt 
wird, wenn die Erfüllung der Depotpflicht 
eine unbillige Härte zur Folge hätte." 

3. Die Anlage D 1 zur Außenwirtschaftsverordnung 
erhält die Fassung der Anlage 1 zu dieser Ver- 
ordnung, 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 
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Anlage D1 
zur AWV 


ln vierfacher Ausfertigung 
(darunter 1 Ausfertigung für Oberfinanzdirektion) 


Bereichs-Nr. 


Depothaltung für Auslandsverbindlichkeiten 
Meldung nach § 69c der Außenwirtschaftsverordnung 


(Wird von LZB eingesetzt) 


Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Gewerbe 


für Bezugsmonat - 


- Beträge in DM (ohne Pfennig); fremde Währungen sind in PM umzurechnen - 

Name/Firma des Meidepflichtigen Sonderkonto Bardepotl 


Anschrift 


I. Berechnung des Depotbetrages 

Gesamtstand depotpflichtiger Verbindlichkeiten am End e jedes Kalendertages im Bezugsmonat 
Tag Betrag Irlg] Betrag [lag | Betrag [Tag] 


Fernsprecher Hausruf 


1 Summe der kalendertäglichen Endstände 

2 Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbindlichkeiten 

(Summe Pos, 1 geteilt durch die Zahl der Kalendertage des Bezugsmonats) 

3 Freibetrag nach § 69a (4) AWV 

4 Abzug nach § 69b (3) AWV (Berechnung siehe Abschnitt !!) 

5 Höhe der der Berechnung des Depotbetrages zugrunde liegenden 
Verbindlichkeiten (Pos. 2 ./. Pos. 3 und 4) 


_zu halten) 


6 Depotbetrag = % von Pos. 5 (im Depotmonat zu halti 

II, Berechnung des Abzugs nach § 69b (3) AWV (Pos. 4) 

7 stand der Forderungen aus an Gebietsfremde erbrachten Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen gemäß § 69b (3) AWV am Beginn des ersten Kalendertages des 
Bezugsmonats (= Ende des dem Bezugsmonat vorausgehenden Monats) 

8 Von Pos. 7 anrechenbar nach § 69 b (3) AWV__% 

9 abzüglich 

91 der am Beginn des ersten Kalendertages des 
Bezugsmonats bestehenden Forderungen aus 

Transithandelsgeschäften, 91 1 L 

92 der von der Depotpflicht nach § 69 b (2) AWV aus- 
genommenen Altverbindlichkeiten ohne die nach 

§ 69 b (1) Nr. 1, 2 und 5 AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten am Beginn des ersten Kalender- 
tages des Bezugsmonats [= Ende des dem Bezugs- 
monat vorangehenden Monats (s. Pos. 1 60)] 92 _ I I L 

10 Abzug (Pos. 8 Pos. 9; einzusetzen bei Pos. 4) 


I 50 I 000 
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III. Berechnung der depotpflichtigen Verbindlichkeiten für den letzten 
Kalendertag des Bezugsmonats 

11 


Verbindlichkeiten aus bei Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder sonstigen Krediten 
nach § 6a(1) AWG (bei Kreditinstituten ohne diejenigen Verbindlichkeiten, für die bei der 
Deutschen Bundesbank Mindestreserven unterhaiten werden; § 6 a (2) AWG) 


abzüglich 

12 Verbindlichkeiten aus der Inanspruchnahme von Zahlungszielen bis zu sechs 
Monaten oder von handelsüblichen längeren Zahlungszielen (§ 69 b (1) 

Nr. 1 a AWV) 

13 Verbindlichkeiten aus Krediten, die an bestimmte Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen gebunden sind (§ 69 b (1) Nr. 1 b AWV) 

14 Verbindlichkeiten aus der Inanspruchnahme von Zahlungszielen und aus gebun- 
denen Krediten im Rahmen von Transithandelsgeschäften (§ 69 b (1) Nr. 1 c AWV) 

15 Verbindlichkeiten aus der Entgegennahme handelsüblicher Vorauszahlungen 
(§ 69b(1)Nr.2 AWV) 

16 Altverbindlichkeiten (ohne solche, die in Pos, 12-15 und Pos. 172 enthalten sind), 
die nach § 69 b (2) AWV von der Depotpfllcht ausgenommen sind 

Nachrichtlich; 160 Stand am Ende des dem Bezugsmonat 

vorausgehenden Monats _J 1 i 


17 


Sonstige gemäß § 69 b (1) AWV von der Depotpflicht ausgenommeno 
Verbindlichkeiten (ohne Altverbindlichkeiten - Pos. 16) 


170§69b(1)Nr.3 170. 

171 §69b(1)Nr.4 171. 

172§69b(1)Nr.5 172. 

173§69b(1)Nr.6 173. 

174 § 69 b (1) Nr. 7 und 8 (nur für Kreditinstitute) 1 74. 
175§69b(1)Nr.9 175. 

176 § 69 b (1) Nr. 10 176. 

177 § 69 b (1) Nr. 11 177. 
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Bardepotpflichtige Verbindlichkeiten (Übereinstimmend mit dem Im Abschnitt 1 für den 
letzten Kalendertag des Bezugsmonats eingesetzten Betrag) 


11 


12 


13 A_J_ 


14 A. 


15 L. 


16 


17 L. 

18 — 


2 < 


□ 


Ich/Wir versichere(ern), daß die Angaben in dieser Meldung richtig und vollständig sind. 
19 Auf den Depotbetrag (Betrag wie Pos. 6) 

habe(n) ich/wir als Vorauszahlungsbeträge gehalten 

20 für die Dauer des Bezugsmonats 

21 für die Dauer des auf den Bezugsmonat folgenden Monats 

22 Den noch zu haltenden Depotbetrag (Pos. 19 ./. Pos. 20 und 21 ) in Höhe von 

werde(n) ich/wir für die Dauer des Depotmonats halten. 


19 I -I 

20 L 

21 A_J L 

22 I I 


Übersteigt das Guthaben auf meinem/unserem Sonderkonto im Depotmonat 

den noch zu haltenden Depotbetrag (s. Pos. 22), so soll der Überschuß 

I I als Vorauszahlungsbetrag für die beiden folgenden Monate 

□ 23 in voller Höhe 23 I 

(Wird von LZB eingesetzt) 

□ 24 mit einem Teilbetrag von 24 I ■ I I 

Stehenbleiben 

I I " soweit er nicht als Vorauszahlungsbetrag stehenbleibt - auf mein/unser Konto Nr. 


bei 

Name des Kreditinstituts Bankleitzah! 

Überwiesen werden. 

Ort und Datum Unterschrift des Meldepflichtigen 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Mit der 29. Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung wird in erster Linie die 
Finanzierung des Imports erleichtert. Die Erleich- 
terungen betreffen Zahlungsziele und gebundene 
Finanzkredite, die jetzt in größerem Umfang ge- 
nehmigungs- und bardepotfrei in Anspruch ge- 
nommen werden können. Damit wird ein erster 
Schritt zur Auflockerung der außenwirtschaft- 
lichen Absicherung gegen Kapitalzuflüsse aus 
dem Ausland unternommen. Die veränderte wäh- 
rungspolitische Lage, die in der Erstarkung der 
Position des US-Dollar zum Ausdruck kommt, 
schafft hierfür die Voraussetzung. Sie hat die 
Gefahr spekulativer Kapitalzuflüsse erheblich 
vermindert. Auch für zinsinduzierte Kapitalzu- 
flüsse ist wegen der fortschreitenden Einebnung 
des internationalen Zinsgefälles der Anreiz ge- 
ringer geworden. Stabilitätspolitische Überlegun- 
gen stehen der vorgesehenen Regelung, die den 
Importeuren ihre traditionelle Freiheit bei der 
Wahl der günstigsten Finanzierungsform weit- 
gehend zurückgibt, im gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht mehr entgegen. 

Die übrigen Änderungen betreffen Einzelfragen, 
die sich bei Anwendung der Außenwirtschafts- 
Verordnung in ihrer bisherigen Fassung als rege- 
lungsbedürftig herausgestellt haben. 

II. Im einzelnen 

Im einzelnen ist zu der Verordnung zu bemer- 
ken; 

§ 1 Nr. 1 a 

In § 52 Abs. 1 Nr. 2 AWV werden die Worte 
„zur Geldanlage" gestrichen, weil es sich hier um 
ein Kriterium handelt, das wegen seines subjek- 
tiven Einschlags in zunehmendem Maße zu Aus- 
legungsschwierigkeiten und damit zu uner- 
wünschten stabilitätspolitischen Auswirkungen 
führt. 

§ 1 Nr. 1 b 

§ 52 Abs. 2 AWV unterscheidet sich von der 
bisherigen Fassung wie folgt; 

In N r. 1 wird klargestellt, daß der Freibetrag von 
50 000 DM zusätzlich zu den nach den Num- 
mern 2 bis 6 ausgenommenen Darlehen und son- 
stigen Krediten in Anspruch genommen werden 
kann. 

In Nr. 3 werden alle von inländischen Impor- 
teuren in Anspruch genommenen Zahlungsziele 
bis zu sechs Monaten von dem Genehmigungs- 
erfordernis freigestellt. Längere Zahlungsziele 
bleiben wie bisher freigestellt, sofern sie han- 
delsüblich sind. Die Freistellung entfällt, soweit 
sich der ausländische Vertragspartner zur Liefe- 
rung oder Leistung an den deutschen Importeur 
eines Inländers bedient; solche „Importe auf dem 
Papier" können zur Umgehung des Genehmi- 


gungserfordernisses für Auslandskreditaufnah- 
men vereinbart werden. 

In Nr. 4 werden entsprechend der erweiterten 
Freistellung der Zahlungsziele (Nr. 3) auch die 
gebundenen Finanzkredite, die inländische Im- 
porteure in Anspruch nehmen, mit einer Laufzeit 
bis zu sechs Monaten vom Genehmigungserfor- 
dernis ausgenommen. Ferner werden handels- 
übliche gebundene Finanzkredite auch dann frei- 
gestellt, wenn für die zugrunde liegenden Liefe- 
rungen und Leistungen prinzipiell kein Zahlungs- 
ziel handelsüblich ist. In diesem Falle darf die 
Laufzeit des gebundenen Finanzkredits die bis 
zum 4. Februar 1973 handelsübliche Laufzeit nicht 
überschreiten. Der 4. Februar 1973 ist der Tag 
vor dem Inkrafttreten des Genehmigungserfor- 
dernisses für Auslandskreditaufnahmen (Fünf- 
undzwanzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 2. Februar 
1973, Bundesgesetzbl. I S. 49). Schließlich wird 
auch die Freistellung gebundener Finanzkredite, 
die der Finanzierung von Vorauszahlungen an 
den ausländischen Lieferanten dienen, erweitert: 
es genügt nunmehr, daß die Vorauszahlungen 
als solche handelsüblich sind; die Kredite kön- 
nen außerdem in jedem Falle bis zu sechs Mona- 
ten nach Erbringung der Lieferung und Leistung 
in Anspruch genommen werden. 

In Nr. 5 wird eine zusätzliche Ausnahme für den 
Transithandel gemacht. Danach können Transit- 
händler von ihren ausländischen Lieferanten Zah- 
lungsziele oder von ausländischen Banken ge- 
bundene Finanzkredite in dem Maße in Anspruch 
nehmen, in dem sie ihren ausländischen Abneh- 
mern Zahlungsziele einräumen und diese die 
Zahlungsziele in Anspruch nehmen. 

In Nr. 6 ist der unveränderte Wortlaut der bis- 
herigen Nummer 5 enthalten. 

§ 1 Nr. 2 a 

Die in § 1 Nr. 1 b für den Importbereich getrof- 
fene Neuregelung wird für die korrespondieren- 
den Bardepotvorsdiriften übernommen. In der 
Neufassung des 

§ 69 b A b s. 1 Nr. 1 AWV entsprechen 

Buchstabe a dem § 52 Abs. 1 Nr. 3 AWV, 

Buchstabe b dem § 52 Abs. 1 Nr. 4 AWV, 

Buchstabe c dem § 52 Abs. 1 Nr. 5 AWV. 

§ 1 Nr. 2 b 

Die Neufassung des § 69 Abs. 1 Nr. 3 AWV 
bringt drei zusätzliche Ausnahmen für den Be- 
reich der Auslandsinvestitionen. Danach entfällt 
die Bardepotpflicht auch für Kreditaufnahmen, die 
folgenden Zwecken dienen; 

- — Ausstattung von Unternehmen, an denen der 
Inländer lediglich beteiligt ist, 

— Ausstattung von Unternehmen mit Darlehen, 

— Erwerb von Grundstücken und Errichtung von 
Gebäuden auf Grundstücken. 
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§ 1 Nr. 2 c 

Die Treuhandverwaltung für das Deutsch-Nieder- 
ländische Finanzabkommen GmbH (Tredefina) 
wird in den Kreis der juristischen Personen auf- 
genommen, deren Kredite nach § 69b Abs. 1 
Nr. 5 AWV von der Bardepotpflicht ausgenom- 
men werden. Die von der Tredefina verwalteten 
Kredite gehen auf einen deutsch-niederländischen 
Staatsvertrag aus dem Jahre 1921 zurück. Es 
handelt sich hier um ein fest begrenztes und 
stabilitätspolitisch unschädliches Kreditvolumen. 

§lNr. 2d 

Durch Einfügung eines neuen Satzes 2 in 
§ 69b Abs. 3 AWV wird vermieden, daß die 
zusätzliche Freistellung der Transithändler (Neu- 
fassung des § 69 b Abs. 1 Nr. 1 c AWV) zu einer 
nochmaligen Privilegierung der Transithändler 
im Rahmen des Exporteurfreibetrages führt. 

§ 69b Abs. 3 Satz 3 AWV entspricht dem bis- 
herigen Satz 2 und enthält darüber hinaus eine 
Erweiterung des Exporteur freibe träges: Zu den 
Altkrediten, die den Exporteurfreibetrag nicht 


vermindern, zählen nach der Neufassung auch 
die in § 69 b Abs. 1 Nr. 5 AWV genannten 
Kredite. 

§ 1 Nr. 2e 

In Einzelfällen kann die Erfüllung der Depot- 
pflicht eine unbillige Härte für den Betroffenen 
bedeuten. Durch Einfügung eines neuen Absat- 
zes 4 in § 69b AWV wird der Deutschen Bun- 
desbank die Möglichkeit gegeben, in solchen 
Fällen von der Depotpflicht freizustellen oder an- 
zuordnen, daß die Vollstreckung aus dem Heran- 
ziehungsbescheid eingestellt wird. 

§ 1 Nr. 3 

Die Neufassung der Anlage D 1 zur Außenwirt- 
schaftsverordnung berücksichtigt die vorstehend 
genannten Änderungen der Bardepotpflicht, so- 
weit sie sich auf den Inhalt der Anlage D 1 aus- 
wirken. 

§§2und3 

Diese Bestimmungen regeln den räumlichen und 
zeitlichen Geltungsbereich der Verordnung. 
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